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7 Ablauf	des	Verfahrens	zur	Feststellung	des	Unterstützungsbedarfs	

	 	

Ablauf	des	Verfahrens	zur	Feststellung	des	sonderpädagogischen	
Förderbedarfes	

(§19,	§20	des	Schulgesetzes	sowie	die	AO-SF	in	der	derzeit	gültigen	Fassung)	
	
 

Beantragung	durch	Eltern:	
Regelfall	

Eltern	bekunden	Willen,	für	ihr	Kind	
sonderpädagogische	Förderung	zu	erhalten	

Beantragung	durch	Schule:	
Ausnahme!	

Bedingungen:	
- wenn	zielgleiche	Förderung	nicht	möglich	
- vermuteter	Förderbedarf	im	Bereich	Emotionale	und	soziale	

Entwicklung	bei	Fremd-	oder	Selbstgefährdung	
- vermuteter	Förderbedarf	im	Förderschwerpunkt	Lernen	erst	im	

dritten	Jahr	der	Schuleingangsphase.	Die	allgemeine	Schule	fördert	
das	Kind	aber	ggf.	auch	sonderpädagogisch	von	Anfang	an	

- Antrag	nach	Ende	der	Klasse	6	durch	die	Schule	nicht	mehr	möglich!	

Entscheidung	über	Eröffnung	und	Bestellung	der	Gutachter	
durch	die	zuständige	Schulaufsichtsbehörde	

- sonderpädagogische	Lehrkraft	und	
- Regelschullehrkraft	der	allgemeinen	Schule	(besuchte	

Schule/bei	Einschulung	aufnehmende	Schule)	
- arbeiten	dialogisch	zusammen,	
- beziehen	nach	Absprache	mit	den	Eltern	zweckdienliche	

Aussagen	und	Stellungnahmen	sowie	bestehende	Gutachten	
mit	ein,	

- fordern	ggf.	Unterstützung	anderer	
Förderschwerpunkte/Dolmetscher	über	Schulaufsicht	ein.	

Schulaufsicht	beauftragt	ggf.	
Gesundheitsamt		

schulärztliches	Gutachten	(im	
Märkischen	Kreis	für	GS/HS	

obligatorisch)	

Durchführung:	Hospitation/Beobachtung,	Anamnese,	Gespräche,	Tests	…	

Abschlussgespräch:	Information	über	Ergebnisse,	Begründung	der	Empfehlung;	
Benennen	des	voraussichtlichen	Förderschwerpunktes;	Einvernehmen	mit	den	Eltern	
erzielen	

Gutachtenerstellung:	dialogisch	durch	beide	Gutachter,	beschreibt	notwendige	
(sonder)pädagogische	Unterstützungsbedarfe	

Elterngespräch:	Gutachter	führen	mit	Eltern	ein	Gespräch,	informieren	über	Ablauf	des	
Verfahrens	und	mögliche	Folgen,	benennen	ggf.	weitere	Beratungsangebote	

Entscheidung	durch	die	zuständige	Schulaufsichtsbehörde	

	- entscheidet	über	den	sonderpädagogischen	
Unterstützungsbedarf,	den	Förderschwerpunkt	und	ggf.	den	
Bildungsgang,	

- schlägt	nach	Rücksprache	mit	dem	Schulträger	eine	
allgemeine	Schule	vor,	an	der	sonderpädagogische	Förderung	
erfolgen	kann	

Elternrechte:	

	- Eltern	können	abweichend	Förderschule	
wählen	

- Eltern	haben	während	des	Verfahrens	Recht	
auf	Gespräche	mit	Gutachtern		

- Schulaufsicht	gibt	auf	Antrag	Einblick	in	
Unterlagen	
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